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Abfallwirtschaftsverband Osttirol, Lienz;
Deponie Lavant;

1. Anderung der Deponie Lavant II;

2. Stilllegung der gesamten Deponie Lavant Ii;
Verfahren nach dem AWG 2002;
KUNDMACHUNG

KUNDMACHUNG

. Bezugnahme:

Der Abfallwirtschaftsverband Osttirol betreibt aufgrund zahlreicher Bescheide der Tiroler Landesregierung,
bzw. des Landeshauptmannes von Tirol die Deponie Lavant II.

Mit Eingabe vom 01.12.2025 (OZI. 598), ergadnzt mit den Eingaben vom 02.03.2026 (OZI. 622), vom
03.03.2026 (OZI. 624) vom 26.03.2026 (OZI. 632) und vom 22.04.2026 (OZIl. 643) hat der
Abfallwirtschaftsverband Osttirol, vertreten durch die Ingenieurbiiro Passer & Partner Ziviltechniker GmbH,
Anderungen in Bezug auf den Abschluss der Ausbaustufe 2.2 sowie die Deponie Lavant Il und folglich die
Stilllegung der gesamten Deponie Lavant angezeigt.

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der Anderung der genehmigten Deponie und der Stilllegung
um zwei getrennte Verfahren handelt.

1. Kurzbeschreibung des Projektes:

Im Teilabschnitt 2.2.1. wurde laufend Material aus der mechanisch-biologischen Abfallbehandlungsanlage
eingebracht, wobei sich die dort anfallenden Einbaumengen kontinuierlich verringerten.

Trotz Bemuhungen, das freie Deponievolumen noch zu verflllen, wird der Weiterbetrieb der Deponie |
Lavant aus diversen Grinden fiir nicht mehr wirtschaftlich erachtet. Deshalb soll die Ausbaustufe 2.2.
abgeschlossen und folglich die gesamte Deponie stillgelegt werden.



a. Anderung der Deponie:
Ausmalfd der Deponie:

Das ursprunglich bewilligte Gesamtvolumen von rund 845.000 m?® kann nicht erreicht werden, sondern ergibt
sich endguiltig ein deutlich geringeres Schiuttvolumen. Aufgrund der nunmehr geringeren Hoéhen- und
Langenentwicklung gegenliber dem bewilligten Deponieprojekt ist keine nachteilige Auswirkung auf das
Landschaftsbild zu erwarten.

UmlagerungsmalRnahmen:

Der Deponieabschnitt 2.2.2. wurde bisher nur geringfugig mit MBA-Material beflllt. Der Materialeinbau
diente dem Nieveauausgleich zwischen Deponiesohle und den vorhandenen Randdammen, damit eine
provisorische Abdeckung aufgebracht und das anfallende Niederschlagswasser direkt abgeleitet und
versickert werden konnte.

Es ist nun vorgesehen, beim Teilabschnitt 2.2.2. die provisorische Abdichtung zu entfernen und das dort
noch vorhandene MBA-Material auf den Deponieteilabschnitt 2.2.1. zu verbringen und so diesen Abschnitt
zusammen mit dem weiterhin anfallenden Material aus der MBA mdglichst zu verfillen. Das dort
eingebrachte Material soll mit einer der DVO 2008 entsprechenden Abdeckung versehen werden.

Folgend wird beim Abschnitt 2.2.1. die endglltigen Béschungen, Randdadmme sowie die Zufahrt zur
Deponiekrone hergestellt.

Aufgrund der geringeren Héhen- und Langenentwicklung gegeniiber dem bewilligten Deponieprojekt ist
keine nachteilige Auswirkung auf das Landschaftsbild zu erwarten.

Rodungen:

Aufgrund des zukinftigen Aufbaues der Oberflachenabdichtung sowie fir die erforderlichen MalRhahmen im
Zuge der Nachsorgephase sind weitere dauerhaften Rodungen notwendig.

Die Gesamtflache der Rodungen betragt 43.928 m?, wobei die Rodung einer Teilflache von 17.990 m? bereits
mit Bescheid des Landeshauptmannes vom 22.12.2025, ZI. U-ABF-6/33/612-2025, genehmigt wurde und
somit die dauerhafte Rodung der verbleibenden Flache von 25.938 m? antragsgegenstandlich ist.

Oberflachenabdeckung:

Die Oberflachenabdichtung des urspriinglichen Projektes fur die Deponie Lavant Il aus den 1990er Jahren
entspricht nicht mehr den zwischenzeitlich in Kraft getretenen Vorgaben der DVO und soll diese nunmehr
dem Stand der Technik angepasst werden.

Es ist vorgesehen die Oberflachenabdichtung fiir beide Teilabschnitte analog der mit Bescheid des
Landeshauptmannes von Tirol vom 30.12.2025, ZI. U-ABF-6/33/612-2025, genehmigten Erneuerung der
Oberflachenabdichtung der bereits stillgelegten Teile 1. und 2.1. auszufiihren, wobei die Anbindung der
einzelnen Schichten systemgerecht erfolgt.

Sickerwasserspeicherkapazitat und Oberflachenentwésserung:

Die bestehende Sickerwasserspeicherkapazitat liegt bei 1690 m?® und ist somit hinsichtlich der errechneten
Sickerwassermenge von 282,9 m? jedenfalls ausreichend.

Unter Bericksichtigung der vorhandenen Randbedingungen nach erfolgter Stilllegung ergibt sich folgende
neue Konsenswassermenge fir die Einleitung in die Brunnenlaue:

Bemessungsniederschlag 2020, Gitterpunkt 5825

Regenspende Ri5,=1=10,7mm, somit rund 119 I/s/ha
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Deponieflache rund 3,0 ha

Abflussbeiwert begriinte Deponieflache: rund 60% (in Anlehnung an OWAV-Regelblatt 11: durch gegebene
Steilheit, hdhere Annahme)

Die anfallende Oberflachenwassermenge ergibt sich somit zu:
Qav=3,0 ha x 119 I/s/ha x 0,6 = rund 214 I/s

Die beantragte Konsensmenge betragt somit rund ein Drittel der bisher bewilligten Konsenswassermenge
in die Brunnenlaue.

Die Oberflachenentwasserung der Deponieflanken wird nicht geandert. Die bestehende
Oberflachenentwéasserung fir den Abschnitt 2.2. wird jedoch erweitert und in Form von Halbschalen entlang
des Dammfules fortgesetzt. Die Ableitung erfolgt teils in das bestehende Halbschalengerinne bzw. Giber ein
neu herzustellendes Halbschalengerinne mit Anschluss an die bestehende Ausleitung.

Boschungen, Randdamme und Zufahrten:

Bei den Béschungen ergeben sich gegeniiber der genehmigten Deponie keine Anderungen, die Neigungen
werden eingehalten. Auch bei den Randddmmen ergeben sich iberwiegend keine Anderungen.

Da der Abschnitt 2.2.2. nicht mehr befillt wird, ist zum Abschluss des B&schungsfulles jedoch ein
zusatzlicher Randdamm zwischen Deponieabschnitt 2.2.1. und 2.2.2. erforderlich.

Die Zufahrt wird an den endgliltigen Deponiekorper angepasst errichtet und ergibt sich daher ebenso
Abweichungen zur urspriinglichen bewilligten Zufahrtssituation.

Nachnutzung:

In der Nachsorgephase werden laufend Instanthaltungen der betrieblichen Einrichtungen getatigt. Der
Betrieb der Sickerwasserableitung zur Klaranlage Délsach inklusive Dokumentation wird aufrecht gehalten.
Ebenso wird die Entgasungsanlage bis zum Erreichen der Unbrennbarkeit samt Dokumentation weiter
betrieben. Vor Umsetzung der BaumafRnahmen erfolgt eine Setzungs- und Oberflaichenvermessung. Das
Grundwasser wird weiterhin im Rahmen der Grundwasseranalytik aller Deponieabschnitte beprobt und wird
die Oberflachenentwasserungsanlage weiterhin instandgehalten. Letztlich erfolgen die Pflege und
Rekultivierung bis zum Entlassen aus der Nachsorge.

Die Durchfihrung der Umlagerungsmafinahmen betreffend die Teilabschnitte 2.2.1. und 2.2.2. ist bis Ende
2026 geplant, wobei bereits abschnittsweise die endglltige Oberflachenabdichtung und Rekultivierung
erfolgen soll. Die baulichen Malinahmen fir die SchlieBung des Teilabschnittes 2.2.2. soll 2026 und 2027
erfolgen und der Abschluss sowie die Zufahrt auf die Deponiekrone ist mit Ende 2027 veranschlagt.

Die bislang vorgesehene und bewilligte Bestockung der endgtiltigen Abdeckung mit Baumen ist aufgrund
der Verpflichtung zur Einhaltung einer Sickerwasserneubildungsrate von 5% nicht mehr maoglich.
Stattdessen soll nunmehr eine Bepflanzung mit Grasern, standortgerechten Strauchern und Hecken erfolgen
sowie die Flache kunftig mit Schafen beweidet werden.

b. Stilllequng der Deponie:

Mit gegenstandlichem Einreichoperat wird die Stilllegung der Deponie Lavant || angezeigt.

Mit Bescheid des Landeshauptmannes von Tirol vom 02.08.2017, ZI. U-ABF-6/33/132-2017, wurde die
Anzeige betreffend die Stilllegung der Deponieabschnitte 1 und 2.1 der Deponie Lavant
abfallwirtschaftsrechtlich zur Kenntnis genommen.

Die angezeigte Stilllegung umfasst somit den restlichen Deponiebereich.

Mafnahmen der auf 50 Jahre beantragte Nachsorgephase (laut Projekt):
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» Laufende Instandhaltung aller betrieblichen Einrichtungen bis zum Ende der Nachsorge

> Betrieb der Sickerwasserableitung zur Klaranlage Ddlsach bis auf weiteres inkl. Dokumentation
(Sickerwasser aus allen Deponieabschnitten)

> Betrieb der Entgasungsanlage bis zum Erreichen der Unbrennbarkeit inkl. Dokumentation

» Durchfihrung Setzungs- und Oberflachenvermessung vor Umsetzung der Baumafinahmen

» Grundwasseranalytik summarisch wie bisher im Rahmen der Grundwasseranalytik aller
Deponieabschnitte

> Pflege der Rekultivierung bis zur Entlassung aus der Nachsorge

» Instandhaltung der Oberflachenentwasserungsanlage bis zur Entlassung aus der Nachsorge

» Vervollstdndigung der Dokumentationsunterlagen

Ein Bericht Uber den Ausgangszustand liegt nicht vor. Hinsichtlich der Bewertung, ob Verschmutzung von
Boden und Grundwasser auf dem Gelande eine erhebliche Gefahrdung der menschlichen Gesundheit oder
der Umwelt als Folge der genehmigten Tatigkeiten darstellt, wird seitens der Konsenswerberin auf die
laufenden Beweissicherung entsprechend dem genehmigten Beweissicherungsprogramm hingewiesen,
wonach die Ergebnisse in den jahrlichen Berichten des Deponieaufsichtsorgan dargestellt werden und noch
nie Uberschreitungen der Grenzwerte festgestellt wurden. Diesbeziiglich wird weiters auf die Ergebnisse der
durchgefiihrten Umweltinspektion vom 19.12.2023, wonach keine oder lediglich geringfiigige Mangel
bestehen, die augenscheinlich nicht zu Umweltbeeintrachtigungen fiihren kdnnen, wird hingewiesen.

Die Mallnahmen seien daher ausreichend, um eine erhebliche Gefahrdung der menschlichen Gesundheit
oder der Umwelt wirksam zu unterbinden. Durch die beantragte Stilllegung wird weiters der bestehende
Deponiekorper zukiinftig vollstandig oberflachlich abgedeckt sein und der Oberflachenwassereintrag somit
reduziert, wodurch das Gefahrdungspotential fir Boden, Wasser und Luft minimiert wird.

Verfahren und Anhoérungsrechte:

Der gegenstandliche Antrag ist gemaR § 37 Abs. 3 Z 5 in Verbindung mit § 50 Abfallwirtschaftsgesetz 2002
(AWG 2002), BGBI. I Nr. 102/2002, zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2024, im vereinfachten Verfahren
abzuwickeln.

Nach § 50 Abs. 2 AWG 2002 hat die Behorde fiir eine Genehmigung gemafR § 37 Abs. 3 AWG 2002 den
Antrag fur vier Wochen aufzulegen. Binnen dieser Auflagefrist kdnnen die Nachbarn Einsicht nehmen und
sich zum geplanten Projekt auliern.

Die Einsichtnahme in das Projekt kann wahrend der jeweiligen Amtsstunden bei der Gemeinde Lavant,
Lavant 61, 9906 Lavant, oder bei der Abteilung Umweltschutz, Landhaus 1, Eduard-Wallnéfer-Platz 3, 6020
Innsbruck, Zi. Nr. B 144, vorgenommen werden.

Hinweis zur Akteneinsicht im Amt der Tiroler Landesregierung:

Termine sind telefonisch unter der Nummer 0512/508 3468 oder per E-Mail an — umweltschutz@tirol.gv.at
— zu vereinbaren.

Fir den Landeshauptmann:

Mag. Melanie Kopp

474



		U0371041
	2026-06-10T10:52:04+0200
	Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz (E-GovG), Informationen unter amtssignatur.tirol.gv.at. SignaturID: SID2026061101532




